
Abschrift

11 W 37t21
4 0H 2t21
Landgericht Bonn

Oberlandesger¡cht Köl n

Beschluss

ln dem Rechtsstreit

Antragstelleri n u nd Beschwerdefl¡h rerin,

Prozessbevol lmächtigte :

die Aligemeine Versicherung AG,

H

Rechtsanwalt Dr. Riemer, Pingsdorfer Straße

89, 50321 Br[rhl,.

gegen

vertr. d. d. Vorstand, VlDPlatzO3

Antragsgegnerin und Beschwerdegegnerin,

Rechtsanwälte U, VllEl r,

W-M K 1-,4JT'
D

P rozessbevol I mächti gte :

hat der 11, Zivilsenat des Oberlandesgerichts Köin

am 09,12.2021

durch den Vorsitzenden Richter am Oberlandesgericht Manteufel als Einzelrichter

beschlossen:
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Auf die sofortige Beschwerde der Antragsstellerin wird der Beschluss des
4. zivilkammer des Landgerichts Bonn vom 07.06.2021- 4 oH 2121 -

aufgehoben.

Das Landgericht wird angewiesen, den Antrag nicht wegen Fehlens der.

Voraussetzungen des $ 485 ZPO zurückzuweisen,

Die Abfassung des Beweisbeschlusses wird dem Landgericht übertragen.

Gründe:

Da die angefochtene Entscheidung durch den Einzelrichter erlassen wurde, ist für die
Entscheidung über die sofortige Beschwerde der Einzelrichter zuständig, g 568 ZpA.

Die nach S 567 Abs. 1 Nr..2 ZPO statthafte und auch im übrigen zulässige sofortige
Beschwerde hat in der Sache Erfolg.

Das Landgericht hat zutreffend die Voraussetzungen des g 4BS Abs. 1 ZpO verneint.
Weder hat die Antragsgegnerin der Begutachtung zugestimmt, noch ist ersich¡ich,
dass díe Feststellungen nicht noch in einem eventuellen Hauptverfahren erfolgen
können. Ein Beweismittelverlust droht aus den vom Landgericht genannten Grunden
nicht.

Der Antrag auf Einleitung des selbständigen Beweisverfahrens ist aber nach g 4g5
Abs' 2 ZPO zulässig, Nach dieser Vorschrift kann, wenn ein Rechtsstreit noch nicht
anhängig ist, die schriftliche Begutachtung des Zustands einer Person beantragt
werden, wenn sie ein rechtliches lnteresse an der Begutachtung hat. Ein rechiliches
lnteresse ist anzunehmen, wenn die Feststellung der Vermeidung eines Rechtsstreits
dienen kann. Hierzu ist die Feststellung der Unfallfolgen iin selbständige
Beweisverfahren grundsätzlich geeignet. Da uber den Haftungsgrund kein Streit
besteht, ist zu erwaften, dass auf Grundlage eines gerichtlichen medizinischen
Sachverständigengutachtens eíne gütliche Einigung auch ohne Hauptsacheverfahren
möglich ist. Wie die Antragsen¡¡iderung zeigt, streiten die Parteien nicht nur über die
angemessene Höhe des Schmerzensgeldes aufg ru nd u nstreitiger U nfallfolgen,
sondern gerade auch darüber, welche gesundheitlichen Beeinträchtigungen bei der
Antragstellerin vorliegen und inwieweit diese auf den Unfall zurúckzuführen sind, Zur
Klärung dieser Fragen ist die beantragte Begutachtung grundsätzlich geeignet.

Bei dieser sachlage ist cjas rechtliche lnteresse nicht schon deshalb
ausgeschlossen, weil sich die Antragstellerin als klagebereit zeigt und ,lie
Antragsgegnerin derzeii zu weiteren Leistungen nicht bereit ist. Beide
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Einschätzungen können sich nach Vorlage gerichtlicher Gutachten ändern (vgl.

Zöller/Herget, ZPO, 33. 4ufl., S 485 Rn. 7a).

Manteufel


